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Liebe Mitglieder,
sehr geehrte Damen und Herren, 

auch inmitten der Corona-Pandemie müssen wir stets an die Zukunft denken – und 
ebenfalls an die Wirtschaft. Der Kampf gegen die Pandemie und der Schutz der 
Gesundheit der Bevölkerung bleibt ein vordringliches Thema. Aber Corona legt der 
Bundesrepublik Deuschland beträchtliche finanzielle Lasten auf. Deren Bewältigung 
erfordert bessere Rahmenbedingungen für ein erfolgreiches Handeln der Wirtschaft. 
Dazu gehört selbstverständlich eine stimmige Verkehrsinfrastruktur; dazu gehört die 
Küstenautobahn A20.

Dass die Planungen für große Infrastrukturprojekte viel zu lange dauern, erweist sich 
oft als großes Hindernis. Doch es gibt immer wieder Lichtblicke. Beispiel: der 
Beginn des beschleunigten Verfahrens zur Fahrrinnenanpassung von Außen- und 
Unterweser durch das Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt (WSA) Weser-Jade-
Nordsee im Frühjahr 2021. 

Erneut haben wir für Sie in diesem Newsletter Informationen und Argumente 
zusammengetragen, die Ihnen bei der Unterstützung des A20-Projektes helfen sollen. 

Beispielhaft möchten wir an dieser Stelle den Bremerhavener CDU-
Fraktionsvorsitzenden Thorsten Raschen zitieren: 
„Wir müssen jetzt auch vor Ort sagen: Wir wollen die A20. In anderen Regionen in 
Deutschland kann man gut erkennen, welche Entwicklungsmöglichkeiten mit einer 
neuen Fernstraße verbunden sind. Diese Chancen müssen wir jetzt nutzen.“                
Wir meinen: Herr Raschen hat recht.       

Der Vorstand wünscht Ihnen eine informative Lektüre dieses Newsletters.         
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Die nächste Newsletter-Ausgabe soll im Juni 2021 erscheinen.
Über Anregungen und Kritik freuen wir uns.

Der Vorstand

Michael Blach, Vorsitzender
Michael Appelhans, stellvertretender Vorsitzender
Dr. Ralf Meyer, Schatzmeister
Kai-Uwe Bielefeld, Beisitzer
Kai Seefried, Vorsitzender des Parlamentarischen Beirates
Olaf Orb, Geschäftsstellenleiter                                                                                                    

Autobahnbau gebündelt:
Bund hat nun die Verantwortung

Zum 1. Januar 2021 hat der Bund von den Ländern Planung, Bau, Betrieb, Erhaltung,
Verwaltung und Finanzierung der Autobahnen übernommen. 
Ziel dieser größten Reform in der Geschichte der Bundesfernstraßenverwaltung: Die 
Aufgaben sollen zentral in einer Hand gebündelt und die Leistungsfähigkeit der 
Autobahnen gestärkt werden. 
Hierfür hat der Bund das Fernstraßen-Bundesamt (FBA) als neue Bundesbehörde und
die Autobahn GmbH des Bundes als hundertprozentige Bundesgesellschaft 
gegründet.                                                                                                
Das FBA mit Hauptsitz in Leipzig wird im Wesentlichen hoheitliche Aufgaben 
übernehmen. Insbesondere wird das FBA die zuständige Anhörungs- und 
Planfeststellungsbehörde für den Bau oder die Änderung von Bundesautobahnen und 
Bundesstraßen in Bundesverwaltung sein.
Die Autobahn GmbH mit der Zentrale in Berlin hat Planung, Bau, Erhaltung und 
Betrieb sowie Finanzierung und vermögensmäßige Verwaltung der Autobahnen 
übernommen. Zurzeit werden zehn Niederlassungen im gesamten Bundesgebiet 
aufgebaut. Hinzu kommen 41 regionale Außenstellen der Niederlassungen. 

Die Außenstelle Oldenburg plant die A20. Leiter der Projektgruppe ist Frank 
Zielesny. Er ist erreichbar unter Tel. 0441/2181-156 
sowie per E-Mail unter: kuestenautobahn@nlstbv.niedersachsen.de
Sprecherin und Ansprechpartnerin der Projektgruppe ist Inken Wilke, erreichbar unter
Tel. 04141/601-384 sowie per E-Mail unter:
kuestenautobahn@nlstbv.niedersachsen.de                                       
Im Internet finden sich weitere Informationen unter:
www.fba.bund.de
www.autobahn.de                                                                                                         
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Steigende Baukosten der A20:
Kammern kontern BUND

Die Gegner der A20 bemängeln aktuell die steigenden Baukosten für die A20. So 
spricht der Bund für Umwelt und Naturschutz (BUND) in einer im Januar 2021 
publizierten Studie von drei Milliarden Euro Mehrkosten für das Projekt.
Hierzu stellte die IHK Niedersachsen (IHKN) fest: 

„Alle Jahre wieder holen Infrastrukturgegner das Argument gestiegener Baukosten 
aus der Schublade, um die Realisierung auch für die niedersächsische Wirtschaft 
wichtiger Infrastrukturprojekte weiter zu verzögern.
Dabei sind es lange Planungsverfahren in Deutschland, fehlende Planungskapazitäten
bei den Behörden und die Möglichkeit für Gegner, zu jedem Zeitpunkt im Verfahren 
erneut Einsprüche geltend zu machen, was die Umsetzung von Infrastrukturprojekten 
regelmäßig um viele Jahre verzögert. 
Dass dadurch die Baukosten für die Gesamtmaßnahme steigen, bringt auch durch 
ständiges Wiederholen durch die Gegner keine neuen Erkenntnisse."
Im Wissen um diese Gründe sei es von Verbänden wie dem BUND unredlich, 
gestiegene Baukosten als Argument gegen ein Infrastrukturprojekt anzuführen, das 
vom Bundestag als volkswirtschaftlich prioritäres Projekt für den 
Bundesverkehrswegeplan beschlossen worden sei. 

Auch Olaf Orb, Geschäftsführer Standortpolitik/Häfen/Verkehr, äußerte sich 
stellvertretend für die Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven: 
„Wir stehen weiterhin voller Überzeugung hinter diesem Projekt. Die 
Küstenautobahn steht im vordringlichen Bedarf des Bundesverkehrswegeplans und 
ist legitimiert durch den Bundestag.                                                                              3



Die A20 ist das herausragende Wirtschaftsstrukturprojekt für Bremerhaven und den 
Elbe-Weser-Raum sowie die Weser-Ems-Region. 
Sie bietet unglaubliche Chancen. Durch die neue verkehrsgeographische Situation 
sehen wir Chancen nicht nur für die Hafenstandorte Bremerhaven, Hamburg und 
Wilhelmshaven, sondern auch für den Tourismus und das Gewerbe in der Region.“ 
www.n-ihk.de
www.handelskammer-bremen.de

Bremerhavener CDU-Fraktion:
„A20 eine große Chance“

Die CDU-Fraktion in der Bremerhavener Stadtverordnetenversammlung ist vom 
Nutzen der A20 überzeugt. Fraktionssprecher Thorsten Raschen, Mitglied der 
Bremischen Bürgerschaft, sagte wörtlich: „Allein die schnelle Verbindung nach 
Hamburg von unter einer Stunde ist für die Region eine große Chance.“ Der 
Bremerhavener Hafen erhalte durch die A20 eine „völlig neue 
Entwicklungsperspektive“.  
Thorsten Raschen, Mitglied des Fördervereins Pro A20 e.V., unterstreicht: „Wir 
dürfen die Diskussion nicht den Gegnern und Verhinderern von wirtschaftlichen 
Entwicklungsperspektiven in unserer Region überlassen.“                                     
Der Politiker appelliert: „Wir müssen jetzt auch vor Ort sagen: Wir wollen die A20. 
In anderen Regionen in Deutschland kann man gut erkennen, welche 
Entwicklungsmöglichkeiten mit einer neuen Fernstraße verbunden sind. Diese 
Chancen müssen wir jetzt nutzen.“ 
www.cdu-bremerhaven.de

AWV-Vizepräsident Hohmann:
„A20 muss schneller kommen“

Thomas Hohmann, Vizepräsident des Arbeitgeber- und Wirtschaftsverbandes Jade 
(AWV), hat auf der Jahrespressekonferenz des Verbandes im Februar in 
Wilhelmshaven die Bedeutung der A20 für die Verkehrsinfrastruktur im Nordwesten 
unterstrichen. Erforderlich sei deshalb eine deutliche Planungsbeschleunigung. 
Der Bau werde durch Klagen der Gegner verzögert und dadurch teurer. Die Gegner 
wiederum beklagten sich dann öffentlich über die steigenden Baukosten des 
Projektes, so Hohmann. Das sei in höchstem Maße widersprüchlich.
Während der Jahrespressekonferenz brachte Thomas Hohmann auch die positive 
Lobby-Arbeit des Fördervereins Pro A20 e.V. zur Sprache. Diese verdiene die 
Unterstützung seitens der regionalen Wirtschaft.
www.awv-jade.de
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Zukunftsplan für Hamburger Hafen:
A20 als ein Erfolgs-Baustein

Die Verknüpfung der A20 mit dem Großraum Hamburg ist einer der zahlreichen 
Bausteine, mit denen die Zukunft des Hamburger Hafens gesichert werden soll. Das 
lässt sich dem „Zukunftsplan Hafen 2040“ entnehmen.       
Dieser wurde im Dezember 2020 von der Handelskammer Hamburg präsentiert. 
Die see- und landseitige Erreichbarkeit des Hamburger Hafens müsse „weiter 
konsequent optimiert werden“. Nur so könnten die Wachstumspotenziale auch im 
Sinne der 150.000 Arbeitsplätze ausgeschöpft werden, heißt es.                                
                                                                                                                          
Die Kammer warnt, dass Deutschlands größter Seehafen seit rund zehn Jahren an 
Boden verliere. So habe der Umschlag an der Elbe 2019 lediglich um ein Drittel 
zugelegt. Demgegenüber habe es in den anderen 20 Top-Häfen der Europäischen 
Union im Durchschnitt doppelt so viel Umschlag gegeben. 
Mit dem Bau neuer transalpiner Bahnverbindungen wird laut Zukunftsplan die 
traditionell starke Stellung des Hamburger Hafens als Bahnhafen für Südosteuropa 
künftig immer stärker herausgefordert. Ferner gerate der Hafen unter anderem durch 
veränderte Schiffsgrößen in der Containerschifffahrt zunehmend unter Druck.

Die Autoren des Zukunftsplans erkennen jedoch ebenfalls Mut machende Aspekte. 
Einer von ihnen ist, dass die feste Fehmarnbeltquerung kommt. So wird Hamburg ab 
2030 zur „südlichsten Stadt Skandinaviens“ mit attraktiver Hinterlandanbindung bis 
nach Schweden.
www.hamburg2040.de/zukunftsplan-hamburger-hafen/
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Gewerbegebiet in der Wesermarsch:
Wirtschaftsförderung verstärkt Info-Arbeit 

Die Wirtschaftsförderung Wesermarsch verstärkt ihre Informationsarbeit für das 
interkommunale Gewerbegebiet, das im Zusammenhang mit dem Bau der A20 
konzipiert wird. Geplant sind weitere Informationsveranstaltungen in den Räten von 
Städten und Gemeinden. Diese sollen so schnell wie möglich stattfinden.

Die Flächen befinden sich auf dem Gebiet der Stadt Nordenham und der Gemeinde 
Stadland. Diese beiden Kommunen planen das Gewerbegebiet mit vier Flächen auf 
insgesamt 138 Hektar. Und sie sind sich darin einig, dass allen Kommunen des 
Landkreises die Möglichkeit einer Beteiligung gegeben werden soll. 
Mit der Genehmigung des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) durch die  
Aufsichtsbehörde im Mai 2020 wurde ein erster wichtiger Meilenstein gesetzt. 
Die Wirtschaftsförderung hat nach eigener Aussage federführend die Aufgabe 
übernommen, „den Projektverlauf transparent darzustellen und offen in der 
Kommunikation zu gestalten".
Die Wirtschaftsförderung geht davon aus, dass ein „Standort mit überregionaler 
Anziehungskraft" entstehen wird. Ziel ist ein „grünes Gewerbegebiet", in dem zum 
Beispiel die Wasserstofftechnologie eine Rolle spielen kann. Es sollen sich 
„interessante Unternehmen“ mit wohnortnahen Arbeitsplätzen ansiedeln. Das würde 
auch für zusätzliche Gewerbesteuereinnahmen sorgen. 
www.wesermarsch.de/newsreader/attraktive-flächen-sichern-arbeitsplätze-und-
gewerbesteuern.html

Bundesamt für den Güterverkehr:
Prognosedaten zwingen zu besserer Infrastruktur

Das Bundesamt für den Güterverkehr (BAG) erwartet für 2021 einen Wiederanstieg 
der gesamt- und branchenwirtschaftlichen Leitdaten des Güterverkehrsaufkommens –
wobei allerdings die Corona-Folgen für große Fragezeichen sorgen. 
Der „Gleitenden Mittelfristprognose für den Güter- und Personenverkehr“ aus dem 
November 2020 zufolge könnte der Vor-Krisen-Stand, nach der Belebung ab diesem 
Jahr, 2024 wieder erreicht sein. 
Das BAG rechnet im Seegüterverkehr mit einer Aufholbewegung. Für den 
Containerverkehr veranschlagt es aufgrund der Belebung des Welthandels und des 
deutschen Außenhandels einen Zuwachs von sechs Prozent. Für den Gesamtumschlag
geht das BAG für 2021 von einem Plus von 4,2 Prozent aus.
Der Zentralverband der deutschen Seehafenbetriebe (ZDS) zieht aus den 
Prognosedaten die Schlussfolgerung, „dass Bund und Länder dauerhaft und mit 
Nachdruck in die Infrastruktur für Verkehr und Kommunikation investieren und den 
Seehafenhinterlandverkehr stärken müssen“.   
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Ähnlich äußert sich der Gesamtverband Verkehrsgewerbe Niedersachsen (GVN): 
„Wir mahnen Beschleunigung an.“
www.bag.bund.de

Capgemini-Studie zeigt:
Trend zur individuellen Mobilität

Der durch die Corona-Pandemie befeuerte Trend hin zur individuellen Mobilität setzt 
sich weiter fort: Das geht aus dem Report des Capgemini Research Institute „Shifting
gears: COVID-19 and the fast-changing Automotive Consumer" hervor, der im 
Februar 2021 veröffentlicht wurde.    

87 Prozent der Verbraucher weltweit bevorzugen die Nutzung eines eigenen 
Fahrzeugs, um sicher unterwegs zu sein.                                               
Am Anfang der Pandemie im April 2020 waren es erst 57 Prozent. 
82 Prozent der Menschen in Deutschland gaben an, dass ihrer Ansicht nach die 
eigene Sicherheit und das körperliche Wohlempfinden sowie das ihrer Familien am 
besten durch ein eigenes Fahrzeug gewährleistet sind. 

Zudem ist der Anteil der Verbraucher, die in den nächsten zwölf Monaten ein eigenes 
Auto kaufen möchten, weltweit von 35 Prozent auf nun 46 Prozent angestiegen. Bei 
deutschen Verbrauchern kletterte das Interesse von 25 auf 39 Prozent.                   
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Die Capgemini-Studie zeigt ferner, dass jüngere Konsumenten den Trend zum 
eigenen Auto anführen. Denn 59 Prozent der 18- bis 35-Jährigen erwägen in den 
nächsten zwölf Monaten einen Autokauf (verglichen mit 46 Prozent in allen 
Altersgruppen).                                                                                                                

Für das erschienene Update der im April 2020 durchgeführten Studie zum 
Verbraucherverhalten beim Autokauf im Zeitalter der Pandemie wurden erneut mehr 
als 11.000 Verbraucher aus elf Ländern befragt.

Capgemini ist nach eigener Darstellung einer der weltweit führenden Anbieter von 
Management- und IT-Beratung, digitaler Transformation sowie Technologie- und 
Ingenieursdienstleistungen. 
In rund 50 Ländern beschäftigt das Unternehmen 265.000 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. 2019 belief sich der Umsatz auf 17 Milliarden Euro.
www.capgemini.com/research/full-throttle

Für den Lückenschluss der A33 Nord:
Kraftvolles Bündnis geschmiedet

Im Osnabrücker Raum werden die Stimmen lauter, die sich für den Lückenschluss 
der A33 mit der A1 (A33 Nord) erheben. Ein „Verkehrsbündnis Osnabrück“ hat in 
einer gemeinsamen Stellungnahme ein klares Bekenntnis formuliert. 
Dieses Bündnis spricht mit starker Stimme. Denn es besteht aus der zuständigen 
Industrie- und Handelskammer, dem Industriellen Arbeitgeberverband, der IG Metall 
Osnabrück, dem Verein für Wirtschaftsförderung in Osnabrück, dem Handels- und 
Dienstleistungsverband Osnabrück-Emsland, dem Großhandelsverband im 
Wirtschaftsbereich Osnabrück-Emsland, der Bezirksgruppe Osnabrück-Emsland im 
Gesamtverband Verkehrsgewerbe Niedersachsen sowie der Kreishandwerkerschaft 
Osnabrück. Die Stellungnahme wird ebenfalls vom Bezirksverband Osnabrück des 
Deutschen Hotel- und Gaststättenverbandes mitgetragen. 
Die zehn Partner des Bündnisses bilden die gewerbliche Wirtschaft in der Region 
Osnabrück vollständig ab. 

Vermeiden von Umwegen schützt das Klima

IHK-Hauptgeschäftsführer Marco Graf betont: „Der Lückenschluss der A33 Nord ist 
eine wesentliche Voraussetzung für eine bessere Verkehrssituation in der Region.“ 
Die Entlastung des innerstädtischen Verkehrsnetzes diene auch der 
Verkehrssicherheit. Ferner sei durch das Vermeiden unnötiger Umwege am Ende 
auch dem Klimaschutz gedient, so Graf. Er verweist dabei auf ein klares Votum der 
IHK-Vollversammlung, die fast 61.000 Unternehmen repräsentiert.
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Axel Busch, Hauptgeschäftsführer des Industriellen Arbeitgeberverbandes, ergänzt: 
„Die Wirtschaft ist auf eine gute Verkehrsinfrastruktur angewiesen, damit sie die 
komplexen Wertschöpfungsketten von Industrie und Gewerbe für ihre Kunden 
zuverlässig organisieren kann. Nur so lässt sich die gute und anspruchsvolle 
Versorgung von Unternehmen und Bevölkerung sicherstellen.“ 
www.ihk-osnabrueck.de
                                                                                                                                       

Kontakt zum Förderverein Pro A20 e.V.:
Förderverein Pro A20 e.V.
c/o Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven
Haus Schütting – Am Markt 13
28195 Bremen

Tel.: 0421/36 37 272
Fax: 0421/36 37 274
Mail: info@ pro-a20.com
Website: www.pro-a20.com

Fotos:
Pixabay

Redaktion des Newsletters: 
Olaf Orb (Förderverein Pro A20 e.V.) und 
Thomas Klaus (Redaktionsbüro, Brake) 
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